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49. Verordnung: Neuregelung der Pflegeentgelte in den Wiener städtischen Pflegeheimen. 
50. Kundmachung: Festsetzung der Pflegegebühren und die Feststellung der als kostendeckend ermittelten 

Pflegegebühren für das Hanusch-Krankenhaus und das Orthopädische Spital (Speising). 
51. Verordnung: Festsetzung der von ausländischen Staatsangehörigen im Hanusch-Krankenhaus und im 

Orthopädischen Spital (Speising) zu entrichtenden tatsächlichen Untersuchungs- und Behandlungs­
kosten. 

52. Kundmachung: Festsetzung der Pflegegebühren und die Feststellung der als kostendeckend ermittelten 
Pflegegebühren für die Wiener städtischen Krankenanstalten. 

53. Kundmachung: Neufestsetzung der Ambulatoriumsbeiträge für die Wiener städtischen Krankenanstalten. 

49. 

Verordnung der Wiener Landesregierung vom 
5. Dezember 1989, betreffend die Neuregelung 
der Pflegeentgelte in den Wiener städtischen 

Pflegeheimen 

Auf Grund des § 36 Abs. 2 des Wiener Sozialhil­
fegesetzes, LGBI. für Wien Nr. 1111973, in der 
Fassung der Gesetze LGBI. für Wien Nr. 38/1975, 
21/1980 und 17/1986 sowie der Kundmachung 
LGBI. für Wien Nr. 10/1984, wird verordnet: 

§ 1. Die Pflegeentgelte in den Wiener städtischen 
Pflegeheimen 

Pflegeheim Lainz 
Pflegeheim Pflegezentrum Sophien-Spital 
Pflegeheim Baumgarten und Rochusheim 
Pflegeheim Liesing 
Pflegeheim St. Andrä 
Pflegeheim Klosterneuburg 
Pflegeheim Sozialmedizinisches Zentrum Ost 
Förderpflegeheim der Stadt Wien Baumgartner 
Höhe 
Pflegeheim Sanatoriumstraße 

werden mit 530 S pro Pflegetag und Pflegling 
festgesetzt. 

§ 2. Der Beitrag, den ein Pflegling für die 
Überstellung in ein städtisches Pflegeheim zu leisten 
hat, wird mit 560 S je Transportiertem festgesetzt. 

§ 3. ( 1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1990 
in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 1989 verliert die 
Verordnung der Wiener Landesregierung vom 
6. Dezember 1988, betreffend die Neuregelung der 
Pflegeentgelte in den Wiener städtischen Pflegehei­
men, LGBI. für Wien Nr. 48/1988, ihre Wirksam­
keit. 

4 

Der Landeshauptmann: 

i. V. Mayr 

50. 

Kundmachung der Wiener Landesregierung 
vom 5. Dezember 1989, betreffend die Festset­
zung der Pflegegebühren und die Feststellung 
der als kostendeckend ermittelten Pflegege­
bühren für das Hanusch-Krankenhaus und das 

Orthopädische Spital (Speising) 

Die Wiener Landesregierung hat am 5. Dezember 
1989, PrZ 3538/89, folgenden Beschluß gefaßt: 

I. 

Gemäß § 46 Abs. 1 des Wiener Krankenanstal­
tengesetzes 1987, LGBI. für Wien Nr. 23/1987, in 
der Fassung des Gesetzes LGBI. für Wien 
Nr. 40/1989, wird für die nachstehenden Kranken­
anstalten die Pflegegebühr pro Pflegetag und 
Patient für die allgemeine Gebührenklasse und für 
die Sonderklasse wie folgt festgesetzt: 
Hanusch-Krankenhaus ................ 2 800 S 
Orthopädisches Spital (Speising) ......... 2 800 S 

Zu dieser Gebühr ist die Umsatzsteuer von 10 vH 
zu verrechnen. 

Die gemäß § 46 Abs. 1 des Wiener Krankenan­
staltengesetzes 1987, LGBI. für Wien Nr. 23/1987, 
in der Fassung des Gesetzes LGBI. für Wien 
Nr. 40/ 1989, unter Beachtung der Vorschriften des 
§ 44 Abs. 5 kostendeckend ermittelte Pflegegebühr 
wird wie folgt festgestellt: 
für das Hanusch-Krankenhaus mit . . 2 800,27 S 
für das Orthopädische Spital (Spei-
sing) mit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 807,- S 

II. 

Gemäß § 45 Abs. 2 des Wiener Krankenanstal­
tengesetzes 1987, LGBI. für Wien Nr. 23/1987, in 
der Fassung des Gesetzes LGBI. für Wien 
Nr. 40/1989, wird die in der Sonderklasse neben 
der Pflegegebühr zum Ersatz des erhöhten Sach­
und Personalaufwandes zu leistende Anstaltsgebühr 
für das Hanusch-Krankenhaus mit . . 20,00 vH 
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